Sonntag, den 8. Juni. (Morgen Ausgabe.) 


1882. 


Ne. 1340. 


Die Zeitung erſcheint täglich, malt Ausnahme ber Senn 
und ge zweimal, am end nur Nachmittags 5 Uhr. — 
gen werden 
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RS, Die nächſte Nummer 
dieſer Zeitung erſcheint 


Dienſtag den 10. Juni Nachmittags 
5 Uhr. 


Telegraphiſche Depeſche der Danziger Zeitung. 

f Angekommen den 7. Juni 11 Uhr Nachts. 
Berlin, 7. Juni. Die Deputation, welche die 
Adreſſe des Abgeorduetenhauſes überreichte, iſt von 
Sr. Majeſtät dem Könige heute Nachmittags 5 uhr 
empfangen. Des Königs Antwort lantete, wie folgt: 
„Ich habe die mir ſo eben ausgedrückten Verſicherun⸗ 
gen der Treue und loyalen Ergsbenheit gerue entgegen 
“genommen. Indem Ich wiederholt es ausſpreche, daß 
Ich unverändert auf dem Boden der beſchwornen Ver⸗ 
faſſung ſtehe, ſo wie auf dem Meines Programms vom 
November 1838, daß Ich Mich dabei in voller Ueber⸗ 
einſtimmung mit Meinem Miniſterium befinde, knüpfe 
Ich hieran die feſte Erwartung, Ihre ausgeſprochenen 
Geſinnungen durch die That bewährt zu ſehen und da 
Sie einen Satz Meines Programms von 1838 heraus— 
gehoben haben, ſo wollen Sie ſich daſſelbe Zeile für 
Zeile einprägen, dann werden Sie Meine Geſinnungen 

recht erkennen.“ 

rr RB ER DER DEIATEL ER E37. 2/0 
Adreßdebatte. 0 
10. Sitzung des Abgeordnekenhauſes am 6. Juni. 


(Schluß.) 

Abg. Waldeck gegen das Sybelſche Amend, das zu dem 
Charakter des Commiſſions⸗Entwurfs nicht paſſe. Das kur⸗ 
gell che Voll glaube gewiß ohnehin an die Sympathien die⸗ 
es Abgeordnetenhauſes, das eine Continuität mit ſeinem Vor⸗ 

end machen könne. Von dem gegenwärtigen Mini⸗ 
8 u könne auch eine erwünſchte Löſung der kurheſſiſchen 
Frage nicht erwartet werden. Der beim Bunde angenommene 
Antrag gehe nur auf Wiederherſtellung der Verf. von 1831, 
nach Abſtellung der bundeswidrigen Beſtimmungen; 
es ſei aber nicht geſagt, wie die bundeswidri mmun⸗ 
gen abgeſtellt werden ſollen, und wenn wir dieſen Standpunkt 
dilligten, würden wir vielleicht auch ein bedenkliches Antece- 
dens für unſere Verhältniſſe ſchaffen, von denen man einmal 
Bundesgemäßheit verlangen könnte. Durch Annahme des Amen⸗ 
dements ſtärke man nur die gegenwärtige Action, über deren 
Werth man mindeſtens zweifelhaft ſein könne, und die vielleicht 
nur ein Anlaß ſein könnte, unſere militairiſche Macht zu erhöhen, 
durch welche am wenigſten, weder in der deutſchen noch in der 
kurheſſiſchen Frage Propaganda gemacht werden könne. Der 
Redner ſchlicßt: Ich werde nur für den Fall der Ablehnung 
des kurheſſiſchen Amendements für die Adreſſe ſtimmen. 

Regierungs⸗Commiſſar Hepke verlieſt folgende Erklä⸗ 
rung: „In dem gegenwärtigen Augenblicke wird in Bezu 
auf die Thätigleit der Regierung in der kurheſſiſchen Verfaſ⸗ 
ſungs⸗Frage eine jede näher eingehende Mittheilung durch 
das Intereſſe der ſchwebenden Sache ausgeſchloſſen (Heiterkeit). 
Die e kann das um jo mehr bedauern, je weniger 
fie irgend eine Darlegung oder Erörterung ihres Standpunktes 
und Verfahrens zu ſcheuen hat. Davon ausgehend, daß das 
in Kurheſſen verletzte Recht lediglich auf verfaſſungsmäßigem 
Wege mit verfaſſungsmäßigen Mitteln wieder herzustellen ift, 
er die Regierung ihre unabläſſigen Bemühungen auf Eut⸗ 
ernung der Hinderniſſe gerichtet, welche der Erreichu.ig dieſes 
Zieles entgegenſtanden. Dieſe Bemühungen ſind neuerlich 
von Erfolg begleitet geweſen und die Regierung wird nicht 
nachlaſſen, bis das Ziel vollſtändig erreicht iſt. Ihrer Pflicht 
gemäß wird ſie hierbei nicht minder die Würde Preußens als 
das Recht Kurheſſens zu wahren wiſſen“. 

Abg. Dr. Virchow bedauert, daß die Regierung noch 
immer über den Incidenzpunkt keine Aufklärung giebt. Die 
en der Frage des Wahlgeſetzes von 1849 involvire 
eine Aenderung der Stellung der Regierung zum Bundestage. 
Die Regierung müſſe ſich für dieſes Wahlgejeg erklären, das 
nicht, wie der Abg. Waldeck gemeint, ein demokratiſches ſei, 
ſondern vielmehr ein ſehr conſervatives. Durch eine ſolche 
inconſequente Politik mache die Regierung keine moraliſchen 
Eroberungen, wie er denn conſtatiren könne, daß die preußiſche 
Nation durch ihre letzten Wahlen mehr moraliſche Eroberun. 
gen gemacht habe, als die Regierung mit ihrer ganzen Politil 
(Bravo). In Frankreich und Italien hätten die preußiſchen 
Del einen außerordentlichen Eindruck gemacht. Er bitte 
um Annahme des Sybelſchen Amendements, weil jeder Schritt 
in dieſer Sache uns aus dem Bundesrechte herausbringen 
könnte. Schließlich weiſt der Redner den Vorwurf des Abg 
v. Vincke (Stargardt) zurück, daß er und ſeine Freunde nur 
für das Amendement Sybel ſtimmten, um die Majorität für 
hre Adreſſe za erlangen, er habe vielmehr in dieſer Frage 
gest N00 g an auf dem Standpunkte des Abg. vd. Sybel 

geſtanden. 8 

Der Regierungs⸗Commiſſar berührt die Wahlge- 
ſetze, indem er auf die Erklärung der Regierung in der Com⸗ 
miſſion und die heutige Erklärung hinweiſt, woraus ſich er. 
gebe, daß die Königl. Regierung ſich gegen das Wahlgeſet 
von 1849 durchaus nicht negativ ausgeſprochen. Es ſei dies 
eine ganz poſitive Erklärung (Gelächter), die, wenn man 
das Verhältniß zu einem fremden Staate ins Auge faſſe, 


keinen Zweifel ließe über die Beſtimmtheit der Intentionen. 
(Gelächter) 

Abg. v. Sybel: Der Regierungs⸗Commiſſar habe den 
kurheſſiſchen Paſſus in der parlamentariſchen Geſchichte bei⸗ 
ſpiellos genannt. Derſelbe ſei aber lediglich die Wiederho⸗ 
lung eines Beſchluſſes des vorigen Hauſes. 

Der Regierungs⸗Commiſſar erwiedert, daß er nur 
von ſeltenen Fällen geſprochen und dies nur auf den Theil 
des kurheſſiſchen Paſſus bezogen habe, welcher die Nückwir⸗ 
kung der Löſung der heſſiſchen Frage auf die Befeſtigung un⸗ 
ſerer Rechtszuſtände betreffe. 

Abg. Reichenſperger gegen die auf das Herrenhaus 
bezüglichen Worte der Adreſſe. Er ſpricht gegen eine Vermeh⸗ 
rung der Pairs. Das Herrenhaus könne ja eine ähnliche 
Maßregel von der Krone gegen das Abgeordnetenhaus ver» 
langen, wie z. B. eine Aenderung des Wahlgeſetzes. — Abg. 
Duncker verwahrt ſich dagegen, eine Aenderung des Wahl⸗ 
geſetzes als eines integrirenden Beſtandtheils der Verfaſſung 
mit der Reform des Herrenhauſes in Verbindung zu bringen. 
Der Octroyirungsparagraph ſpreche nur von ſolchen Verord⸗ 
nungen, die der Verfaſſung nicht zuwiderliefen. Eine Aende⸗ 
rung des Wahlgeſetzes ſei ohne Staatsſtreich nicht möglich. 
(Bravo.) — Abg. v. Binde hat zu feinem Schrecken erfah- 
ren, daß der Abg, Reichenſperger ihn in's Herrenhaus ver⸗ 
ſetzen wolle. (Gelächter.) Seine Partei habe an keinen Pairs⸗ 
ſchub gedacht, ſondern an eine Unterſuchung der Berechtigung 
einzelner Kategorien der zur Begründung des Herrenhauſes 
Berufenen. f 

Die Diskuſſion geht über auf den Satz des Kommiſſions⸗ 
Eutwurfs, der von der Sicherung des Staats und der Schule 
gegen kirchliche Uebergriffe handelt. Abgeordnete Krauſe 
(Magdeburg) Unter dieſen Uebergriffen kann man doch nicht 
die Hengſtenberg ſche Predigt verſtehen; dieſer Gegenſtand ſei 
zu unbedeutend für das Haus; man meine wohl die Ueber⸗ 


griffe des Oberkirchenrathes in Bezug auf die Nichteinſegnung 


von bürgerlich erlaubten Ehen. Aber auch 
Uebergriſſe gegen den Staat, denn der Oberkirchenrath ſei 
eine vom Staate eingeſetzte Behörde. Es ſei hier eine Rechts⸗ 
konfuſion vorhanden. Man könne genau genommen eher von 
Uebergriffen der ſtaatlichen Organe in die Selbſtſtändigkeit 
der Kirche ſprechen. Auch die kirchlichen Wahlerlaffe gehörten 
dahin. Die kirchlichen 

p chen Behörden. 
des Druckes, der noch 
wünſchen. (Bravo.) - 

Kultusminiſter v. Mühler: Er müſſe Widerſpruch 
erheben gegen die Aeußerung des Vorredners, daß der geiſt⸗ 
liche Stand gegenwärtig nicht mehr zur Ehre der Nation ge⸗ 
reiche (Ruf: nein, nein); er glaube doch, daß der Ausdruck 
jo war. Von Seiten der Staatsregierung müſſe entſchiedener 
Widerſpruch dagegen erhoben werden. , 

Abg. Richter: Zum Theil liege die Verfaſſung der 
Kirche noch in der Hand des Kultusminiſters; die kirchliche 
Gemeinde⸗Ordnung ſei nicht eingeführt, und daher kämen 
die fortwährenden Petitionen gegen Uebelſtände und Ueber⸗ 
griffe. Doch ſei in der Adreſſe mit Recht von kirchlichen 
Uebergriffen gegen den Staat die Rede; in Sachen des Ehren⸗ 
rechtes nämlich. Auf Grund der Cabinets⸗Ordre vom 8. Juni 
1857 verweigerten die Geiſtlichen die Einſegnung der Ehe. 
Ein Theil der Geiſtlichkeit alſo ſei es, der ſich wirklicher 
Uebergriffe zu Schulden kommen laſſe. Redner erwähnt 
ſchließlich die Hengſtenberg'ſche Predigt. Das ſei keine in⸗ 
nere Angelegenheit der Dom-Gemeinde. Die Abgeordneten 
ſeien eingeladen worden im Namen — des Königs, ſie ſeien 
nicht Gäſte der Domgemeinde geweſen. Es ſeien hier noch 
in weit ärgerem Maße, als in allen Wahlerlaſſen, Schmä⸗ 
hungen über die Majorität des aufgelöſten Abgeordneten⸗ 
hauses ausgegoſſen worden. Er wolle den He Kultus⸗ 
miniſter fragen, ob das ausgeführt werden ſolle, was in dem 
Programme Sr. Majeſtüt vom November 1858 ausgeſprochen 
ſei, „daß die Religion nicht zum Deckmantel politiſcher Be⸗ 
ſtrebungen gemacht werde.“ Der evangeliſche Ober-Kirchen⸗ 
rath habe ſich würdig in der Wahlangelegenheit benommen. 
Redner frage aber, was der Kultusminiſter in Beziehung auf 
die Hengſtenberg'ſche Rede gethan, die fo auffällig jenen 
Königlichen Wunſch verletze? (Bravo.) 

Kultusminiſter v. Mühler: Wenn ich in der Kommiſſion 
geſagt habe, der Inzidenzfall bei Eröffnung des Landtages fei 
eine innere Angelegenheit der Gemeinde, ſo habe ich nicht die 
Domgemeinde, ſondern die chriſtliche Gemeinde gemeint (Hei- 
terkeit). In Bezug auf den Incidenzfall ſelbſt kann ich erklä⸗ 
ren, daß ohne daß es einer Einwirkung Seitens des Staats 
bedurft hätte, eine Remedur Seitens der kompetenten Behör⸗ 
den bereits in erſchöpfender Weiſe erfolgt iſt. (Bravo). 

Der Praſident zeigt an, daß nach einer Mittheilung 
des Finanzminiſters das Staatsminiſterium verhindert 
ſei, der weiteren Berathung beizuwohnen. 

Abg. Bresgen für fein Amendement (Gemeindeverwal⸗ 
tung und Steuererleichterung): Die von ihm zur Aufnahme 
beantragten Punkte ſeien nicht weniger wichtig als die übri⸗ 
gen. Das Gemeindeleben ſei der Boden, aus dem bei uns 


das ſeien keine 


immer auf die Kirche geübt werde, zu 


allein ein geſundes einheitliches Staatsweſen emporwachſen 


könne. Die Verfaſſung habe einmal die Selbſtſtändigkeit der 
Gemeinde Jarantirt; ein Blick aber auf den jetzigen Art. 105 
beweiſe, wie die Mißregierung dieſe Garantie hinweggerückt. 
Was den zweiten Punkt, die Regulirung der Steuerkraft des 
Landes anlange, ſo ſolle damit allerdings ein Vorwurf gegen 
das Miniſterium ausgeſprochen ſein. Die Steuerkraft in un⸗ 


ſerm Lande ſtehe nicht mehr in Uebereinſtimmung mit der 
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Steuerlaſt, weder relativ noch abſolut. (Der Redner giebt 
eine Anzahl Belege.) ; 

Zuerſt wird abgeſtimmt über den Vincke'ſchen Entwurf. 
Für denſelben erheben ſich nur die beiden altliberalen 
Fractionen (v. Vincke und v. Rönne) — Für das Reichen⸗ 
ſperger'ſche Amendement erhebt ſich nur die katholiſche 
Fraction. — Für das Amendement 1. des Abg. Bresgen 
(Begründung einer ſelbſtſtändigen Gemeinde- und Kreis-Ver⸗ 
waltung) erhebt ſich die ganze Fortſchrittspartei und die 
katholiſche Fraction. Es ift- angenommen. Ebenſo wird 
das zweite Amendement Bresgen (Zurückführung der Ges 
ſammtſteuerlaſt auf ein der Steuerkraft entſprechendes Maß) 
von denſelben angenommen. (Verwunderung, Zufriedenheit, 
Beifall im Haufe). Folgt das Amendement v. Sy bel. Es 
iſt namentliche Abſtimmung beantragt. Dafür ſtimmt das 
linke Centrum (Fraction Bockum⸗Dolffs), die Altliberalen, die 
Conſervativen und die überwiegende Mehrheit der deutſchen 
Fortſchrittspartei [mit Ausnahme von Frentzel, v. Kirchmann, 
Leue (Gummersbach), Martiny, Mellien, Müller (Arnswalde), 
Nehſe, Kalau v. d. Hofe, Raffauf, Senff, Zweiten, Dr. 
Becker (Bochum), Waldeck, Bresgen, beide Caſpers, Dieſter⸗ 
weg, Schwarz, Soenke, Stephan]; die Polen enthalten ſich 
der Abſtimmung. Die Fraction des Centrums ſtimmt dage⸗ 
gen. Im Ganzen haben dafür geſtimmt 253, dagegen 55. 

Für den eee im Ganzen ſtimmen dann 
219, gegen denſelben 101. Eine Deputation von 30 Mit- 
gliedern, durch das Loos beſtimmt, werden morgen Nachmittag 
die Adreſſe Sr. Majeſtät dem Könige überreichen. Die Mit⸗ 
glieder derſelben find v. Proff⸗Irnich, Dr. Reſpondeck, Rey, 
v. Pruſinowski, André, Harkort, Martiny, Graf Dzialinski, 
Eberty, Daniels, Schaeffer-Boichhorſt, Müllenſiefen, Robert⸗ 
Tornow, Janieczewsli, Ziegert, Benda (Gumbinnen), Parriſius 
(Brandenburg), Frehſe (Fürſtenthum), v. Zoltowski, Bresgen, 
Schröder, Raffauf, Köhler, Dr. Freſe (Minden), Runge, Bauk, 
Hirſchberger, v. Bunſen, K ll, Fubel. | 

Schluß der Sitzung 9 Uhr Abends. Nächſte Sitzung 
Mittwoch 2 Uhr. 


13. Sitzung des Herrenhauſes 
ff ka Haus iſt ſehr ſpärlich beſetzt, die Zuſchauertribüne 
aſt leer. 

r Berathung Dept der Bericht der Commiſſion über 
die ach⸗Arnim'ſchen Anträge wegen der Continuität 
oder Nicht⸗Continuität der in diesiähriger Winterſeſton ſtatt⸗ 
gehabten Arbeiten des Herrenhauſes für die gegenwärtige 
Sitzungsperiode. Referent Herr Brüggemann. Bei den Be⸗ 
rathungen der Commiſſion hat es ſich weſentlich um Folgen⸗ 
des gehandelt: Art. 77 der Verfaſſung beſtimmt: Beide Kam⸗ 
mern werden gleichzeitig berufen, eröffnet, vertagt und geſchloſ⸗ 
ſen. Wird eine Kammer aufgelöſt, ſo wird die andere gleich» 
zeitig vertagt. Die Frage iſt nun: ſteht hier „Vertagen“ in 
dem „weiteſten Sinn“, daß die Tagesordnung aufhöre, oder 
in dem Sinne, daß „die Verhandlungen nach dem Ende der 
Vertagung ſo wieder aufgenommen werden, als wenn gar 
keine Unterbrechung derſelben erfolgt wäre.“ Diejenigen, welche 
die Kontinuität vertheidigen, führen aus, das Wort „Verta⸗ 
gen“ ſei in der Verfaſſung überall gleichbedeutend, alſo auch 
in dem Schlußſatze des Art. 77 gleichbedeutend wie im Art. 
52, wo von einer gleichzeitigen Vertagung beider Kammern, 
und zwar innerhalb derſelben Seſſion die Rede iſt. Die Geg⸗ 
ner der Continuität behaupten, dieſe gleichzeitige Vertagung 
bei der für beide Häuſer die Continuität fortdauert, ſei ver⸗ 
ſchieden von der, wo bei Auflöſung einer Kammer die Ver⸗ 
tagung der andern mit Nothwendigkeit eintritt. Die Annahme, 
die Arbeiten des allein vertagten Herrenhauſes würden 
nur ſuspendirt, müſſe zu unauflöslichen Verwickelungen führen 
und ſtehe demzufolge insbeſondere mit dem monarchiſchen Prin⸗ 
cip im Widerſpruch. Die Krone könne ein ſehr weſentliches 
Intereſſe haben, ja in die Nothwendigkeit ſich verſetzt finden, 
mit der Auflöſung des Hauſes der Abgeordneten auch für das 
Herrenhaus alle Folgen einer neuen Sitzungsperiode herbeis 
zuführen. Namentlich dann, wenn eine von der Regierung 
ausgegangene Geſetzesvorlage in dem Hauſe der Abgeordne— 
ten verworfen und gerade deshalb die Auflöſung deſſelben 
erfolgt iſt. In dieſem Falle würde das verworfene Geſetz, 
wenn gleich es dem neu gewählten Hauſe der Abgeordneten 
vorgelegt werden könnte, dennoch demſelben nicht vorgelegt 
werden können, weil die Fortdauer der Sitzungsperiode dem 
entgegenſtehe, denn Art. 61 laute: „Geſetzesdorſchläge, welche 
durch eine Kammer oder den König verworfen worden ſind, 
können in derſelben Sitzungsperiode nicht wieder eingebracht 
werden.“ 

Hierin würde aber eine Beſchränkung der Krone liegen, 
welche möglicherweiſe ihre weſentlichen Intereſſen verletzt. Die 
Continuität der Sitzungen des Herrenhauſes könnte aber auch 
zu Conſequenzen führen, welche dem unſerer Verfaſſung zu 
Grunde liegenden Gedanken, daß ein Geſetz nur durch die 
Uebereinſtimmung der Krone und zweier Häuſer zu Stande 
komme, welche von dem Beginne der Berathung bis zum 
Schluſſe derſelben gleichzeitig getagt haben, widerſprechen und 
führe zu Conſequenzen, welche die Stellung des neu gewähl⸗ 
ten Hauſes der Abgeordneten weſentlich beeinträchtigen, und 
mit der Verkündigungs⸗Formel der Geſetze geradezu im Wi⸗ 
derſpruch ſtehen. Denn es könnte nach jener Annahme eine 
Geſetzes Vorlage Geſetzeskraft erlangen, wenn dieſelbe von 
dem aufgelöſten Haufe der Abgeordneten vor der Auflöſung 
berathen und dem Herrenheuſe zugegangen iſt, von dem letz 
teren aber nach dem Zuſammentritte des neu gewählten ande⸗ 
ren Hauſes der Vorlage zugeſtimmt wird, die Berathung alſo 
in den Sitzungsperioden zweier ganz verſchiedener andlage, 


— 


und in jedem dieſer Landtage nur von einem Haufe erfolgt 
iſt. Andrerſeits könnte einem neu gewählten Hauſe angemuthet 
werden, über die vom Herrenhauſe geſtellten Amendements zu 
einer vom aufgelöſten Abgeordneten⸗Hauſe berathenen Geſetz⸗ 
vorlage in abermalige Berathung zu treten, obgleich eine 
frühere Berathung der Geſetzesvorlage für daſſelbe gar nicht 
exiſtirt. Endlich würde es das monarchiſche Princip ſelbſt ge⸗ 
fährden, wenn die der Krone zukommende ausſchließliche Con⸗ 
tinuität geſchwächt würde, indem man dieſe Continuität auch 
einem andern Factor der Geſetzgebung beilege. — Der Juſtiz⸗ 
miniſter hat erklärt, daß die Regierung eine Beeinträchtigung 
des monarchiſchen Princips ebenſowenig erkenne, als eine Be⸗ 
einträchtigung des Abgeordnetenhauſes. 2 
Gegen die obige Ausführung iſt von den Vertheidigern 
der Continuität entgegnet: Da der Sinn des Wortes ver⸗ 
tagen nirgends in der Verfaſſungs⸗Urkunde erläutert ſei, ſo 
könne daſſelbe, wo es vorkomme, nur in demſelben und dem 
gewöhnlichen Sprachgebrauch entſprechenden Sinne verſtanden 
werden. Eine Sitzung vertagen he 
ſchieben und demnächſt wieder aufnehmen. Dies ſei auch ſchon 
durch die Praxis anerkannt, indem nach Auflöſung der Raten 
Kammer im Jahre 1849 dieſelbe ihre unterbrochenen Sitzun⸗ 
gen in der Folge wieder aufnahm. — Bei der Vertagung im 
Artikel 77 ſei die Schließung der Kammern nicht ufo 
ſprochen, ſie ſei deshalb für das Herrenhaus gar nicht erfolgt 
Gegen die von den Vertheidigern der Discontinuität ausge⸗ 
führten Gründe wird eingewendet, daß der Landtag nur in 
ſofern ein Ganzes ſei, als die Thätigkeit ſeiner beiden Beſtand⸗ 
theile nur gleichzeitig neben einander hergehen könne, nicht 
aber in foweit, daß beide Theile zu einer oͤrganiſchen Einheit 
verbunden werden. Im 1 aber wird anerkannt, daß 
aus der Anerkennung der Continnität der Herrenhaus⸗ 


Sitzungen im Falle der Auflöſung des Abgeordnetenhauſes 
e Es unterliege aber zu⸗ 
nächſt der Beurtheilung der Staatsregierung, ob deshalb eine 


Unzuträglichkeiten entſtehen können. 


Abänderung des Art. 77 räthlich erſcheine. Die Commiſſion 
hat daher empfohlen: „Die Continuität der Arbeiten des Herren⸗ 
hauſes für die gegenwärtige Sitzungsperiode anzuerkennen“, 
und ebenſo: „die Frage, ob durch eine deutlichere Beſtimmung 
in der Verfaſſung etwaigen Unzuträglichkeiten, welche aus der 
Continuität hervorgehen könnten, für die Zukunft vorzubeugen 
ſei, der Initiative der Staatsregierung vorzubehalten.“ 

Herr v. Kleiſt⸗Retzow: Das Herrenhaus ſtehe ſelbſt⸗ 


ſtändig neben dem Abgeordnetenhauſe, was dem Einen be⸗ 


gegne, berühre deshalb das Andere nicht ſchon an ſich. Wenn 
Herr Haſſelbach erklärt habe, iu feinem Antrage beruhe die 
Bezeichnung der Staatsregierung als eines Factors der Ge⸗ 
ſetzgebung auf einem Schreibfehler, ſo ſei das mindeſtens ſehr 
euphemiſtiſch: Redner glaubt aber conſtatiren zu müſſen, 
daß es bei einem Mitglied des Hauſes, wie Herr Haſſel⸗ 
bach, bereits ſoweit in der Begriffsverwirrung gekommen jet, 
die Staatsregierung mit der Perſon Sr. Maſeſtät des Kö⸗ 
nigs zu verwechſeln. Das dritte und letzte Argument des 
4 5 Haſſelbach, die Rückſichtnahme auf das andere Haus, 
er ganz verfehlt: das andere Haus habe von dieſem nur in 
ſoweit Notiz zu nehmen, als Beſchlüſſe und Anträge von hier 


dorthin gelangen, jede andere Bezugnahme jenes Hauſes auf | 


Führer 


und feine Umgebungen. 


dieſes ſei entſchieden zurückzuweiſen. 


ne liebe Clara, b 
Mei heute früh 7 Uhr Müaneh von 
ſunden Knaben entbunden. 

Maxheim, den 7. Inni 1862. 


W. Wegner. 


ie 
einem ges 


heiße aber nichts als ver⸗ 


Hr. Oberbürgermeiſter Haf jet ach: Er hätte nicht er⸗ 
wartet, heute noch einen ſolchen Angriff zu erfahren, daß ihm 
Anſichten unterſchoben werden, an die er nicht gedacht. Es 
handle ſich um einen Schreibfehler, nicht um einen Gedan⸗ 
kenfehler. Er ſei weit davon entfernt, das Miniſterium mit 
der Krone zu identificiren. Es handle ſich hier um eine Ver⸗ 
faſſungsfrage. Hr. v. Kleiſt habe ihm ferner ſuppeditirt, daß 
er (Redner) ſeinen Antrag mit dem „Intereſſe des Abgeord⸗ 
netenhauſes“ motivirt habe. Das ſei ihm nicht eingefallen; 
er habe nur geſagt, die Frage dürfe nicht ruhen, weil ſie auch 
bei dem Abgeordnetenhauſe zur Sprache kommen würde. 
Wenn er auch zugebe, daß die Continuitäl aus Nütlichkeits⸗ 
gründen argenommen würde, ſo ſehe er nicht ein, wo hier 
Nützlichkeitsgründe wären. Man citive die vorgelegte Kreis⸗ 
ordnung; aber Hr. v. Kleiſt habe ſchon den Miniſterwechſel 
berührt, und unter den fetzigen Verhältniſſen ſei doch eine 
angemeſſene Erledigung dieſer Vorlage nicht denkbar. Er 
glaube, daß die Herren hier den jetzigen Miniſtern nicht mit 
ſolcher Feierlichkeit und Schonung entgegenkommen würden, 
wenn ſie nicht glaubten, daß ſie andere Principien verfolgten 
als die früheren Miniſter. Wäre das nicht der Fall, ſo hät⸗ 


ten die Herren ja unter dem früheren Miniſterium gegen die 
Perſonen und nicht gegen die Principien gelämpft, was man 


doch nicht annehmen könne. Hätten nun die jetzigen Miniſter 
andere Principien, wie folle da die Schwerin'ſche Kreisord⸗ 
nung zum Austrag kommen? (Er habe, ſo verbeſſert ſich der 
Redner, „Schwerin'ſche Kreisordnung“ Aale es müſſe 
heißen: „die vom Grafen Schwerin im llerhöchſten Auf⸗ 
trage vorgelegte Nagler ben ſonſt könnte man ihm am 
Ende imputiren, daß er den Grafen Schwerin für einen Face 
tor der Geſetzgebung halte.) Um eine Parteifrage könne es 
ſich nicht handeln, denn welcher Partei könnte wohl ſein 
Antrag einen beſonderen Vortheil gewähren? Es handle ſich 
aber um das Intereſſe der Krone und Landesvertretung. In 
früheren Zeiten hätte Hr. v. Kleiſt ſtets betont, es komme 
nicht auf den Wortlaut der Verfaſſung an, ſondern auf den 
ganzen hiſtoriſchen Zuſammenhang; ſetzt aber ſteife er fid, 
auf den Wortlaut. Der Ausdruck „vertagen“ habe im Art. 
77 der Verfaſſung einen andern Sinn wie im Art. 52. (Der 
Redner belegt das mit Beiſpielen.) 2 

Herr v. Daniels verſichert, das Herrenhaus befinde ſich 
im glücklichſten Fortſchritt. 

Freiherr v. Maltzahn nimmt das Wort, weil er zuerſt 
den von Herrn Haſſelbach auf ihn zurückgeſchleuderten Vor⸗ 
wurf erhoben habe. Derſelbe ſei angeblich durch einen Schreib⸗ 
fehler entſtanden, die Correctur des Schreibfehlers nehme 
aber zwei Zeilen in Anſpruch und habe noch einen Beigeſchmack 
des früheren Sinnes zurückgelaſſen. Dieſem Beigeſchmack 
entgegen wird an den Ausſpruch eines früheren Redners die⸗ 
ſes Hauſes erinnert: die preußiſche Verfaſſung ſei nur eine 
Möglichkeit, weil fie noch keine Wirklichkeit ſei. Man müſſe 
dafür forgen, daß die demokratiſche Seite das Königthum von 
Gottes Gnaden nicht überwachſe, immer auftreten, wo die 
Königliche Gewalt untergeordnet würde. — 

Der Juſtizminiſter bezieht ſich auf ſeine frühere Er⸗ 


klärung, in welcher er nicht aus Nützlichkeitsgründen für die 


ontinuität feine perſönliche Anſicht ausgeſprochenu habe. 


Illuſtrirter 


durch Danzig 


C 
Daß der gegenwärtige Zuſtand zu Inconvenienzen führen 


| 
| 
| 


Commiſſions Geſchaft und Süter-Agentur 
Ferd. Bergern Danzig. 


Vermittelung für An: und Verkäufe ländl. u. ſtädt. Güter — Verpachtungen — Unter⸗ 
bringung von Kapitalien jeder Größe — 


könne, ſei der Regierung nicht entgangen, die in Erwägung 
ziehen würde, ob eine Interpretation des Art. 77 durch einen 


Geſetzesvorſchlag rathſam ſei. Man habe den Fall aufgeſtellt, 


daß das Abgeordnetenhaus einen ee annehme 
und nach deſſen Auflöfung an das Herrenhaus gelange, hier 
amendirt werde und nun an das neue Abgeordnetenhaus 
zurückgelange, dem man die Berathung über die Amendements 
des von ihm nicht vorberathenen Geſetzes nicht zumuthen könne: 
man vergeſſe aber hierbei, daß die Beſchlüſſe des aufgelöſten 
Hauſes überhaupt nicht als gefaßt anzuſehen ſeien, wenn die⸗ 
ſelben nicht bereits alle geſetzlichen Stadien durchlaufen 


haben. 

Herr Haſſelbach: Wenn die Herren (wie Freiherr 
v. Maltzahn) immer wieder auf den mehrerwähnten Fehler 
zurückkommen, ſo beweiſe das, daß ihnen gute Gründe fehlen. 
Er erkläre daher nochmals entſchieden, daß er an eine Unter⸗ 
ordnung der Krone unter einen Factor der Geſetzgebung nicht 
gedacht habe und nicht denke. 

Nachdem noch der Referent Herr Brüggemann den 
Antrag der Commiſſion befürwortet, wird der erſte Antrag 
der Commiſſion (Continuität) mit Majorität angenommen. 
Dagegen ſtimmen die meiſten Vertreter der Städte, Blömer, 
Bornemann, Grimm, Camphauſen ꝛc. Der zweite Antrag 
der Commiſſion wird faſt einſtimmig angenommen. 


Deutſchland. 

* Berlin, 6. Juni. Der Königliche Geſandte in Paris 
v. Bismark⸗Schönhauſen wird, wie verlautet, von dort hier 
erwartet. 

* Das Haus war heute in dem letzten Stadium der 
Verhandlungen ſichtlich erſchöpft und ermüdet; einige Stun⸗ 
den lang war immer nur die Hälfte der Abgg. im Sitzungs⸗ 
ſaale anweſend. Die Berathung mußte heute zu Ende ge⸗ 
führt werden, da morgen der letzte Tag vor der Abreiſe des 
Königs nach Baden-Baden iſt. 

— Der Juſtiz⸗Commiſſion des Hauſes der Abgeordne⸗ 
neten lagen zwei Petitionen vor, welche beide die Zeitungen, oder 
beſſer ihre Redacteure und Mitarbeiter vor dem eingeführten 

Brauche ſchützen wollen, den Behörden auf Erfordern und 
zwar durch zeugeneidliche Vernehmungen die Quellen ihrer 
Mittheilungen nachzuweiſen. Die Praxis der Gerichte iſt 
verſchieden, der Gegenſtand alſo jedenfalls controvers. 
Obertribunal hat in neuerer Zeit die Zwangspflicht aufrecht 
erhalten, während dies früher nicht der Fall war. Am Ab⸗ 
geordnetenhaus wird der berühmte Juriſt Dr. Koch den Bes 
richt erſtatten. 

ee Der neugewählte Ober⸗Bürgermeiſter Seydel aählie 
früher, wie dem Deutſchen Muſeum aus Berlin geſchrieben 
wird, zu den Mitarbeitern der von Arnold Ruge redigirten 
Halleſchen, ſpäter Deutſchen Jahrbücher, für welche er nament⸗ 
lich ſcharfe Artikel über das Beamtenweſen lieferte. Er iſt 
der Schwiegerſohn des bekannten Frauenarztes Geh. Sani⸗ 
täts⸗Raths Dr. Mayer und der Schwager des Abgeordneten 
und Stadtverordneten Profeſſors Virchow. 


gs 


Verantwortlicher Redacteur H. Rickert in Dan 


nſertionsannahme für alle deutſchen und ausländiſchen 


Nothwendiger Verkauf. 
Kgl. Kreisgericht zu Pr. Stargardt. 
Er ſte Abtheilung. 
den 5. Februar 1862. 

Die dem Poſthalter Caſimir von Wen⸗ 
ſierski gehörigen und in der hieſigen Stadt 

belegenen Grundſtucke und 2. 
47, abgeſchaͤtzt auf 


a) Pr. Stargardt No. 
2200 Thlr. 
b) Pr. Stargardt No. 248 und 249, abge⸗ 
ſchätzt auf 3500 Thlr. und 
c) Pr. Starg rot No. 289, 
abgeſchätzt auf 10,000 Thlr., zufolge der nebſt 
Hypothekenſchein und Bedingungen in der Re: 
ais ratur einzuſehenden Taxe ſollen 


am 3. September 1862, 
Vormittags 11 uhr, 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 
Folgende dem Aufenthalte nach unbekannte 
Gläubiger, als: 
der Stanislaus Vincent Zudrowski, der 
Arbeitsmann Biedler, der Hauptmann 
ale der Hofſpe⸗ 
iſcher und die 
tanz Golom⸗ 


Johann Sylveſter v. 
diteur Johann Augu 
Erben des Schmieds 
biewski, 

werden hierzu öffentli & vorgeladen. 

Gläubiger, welche wegen einer aus dem 
Hypothekenbuche nicht erſichtlichen Realforderung 
aus den Kaufgeldern Befriedigung ſuchen, haben 
ihre Anſprüche bei dem obengenannten Gerichte 
anzumelden. [840] 


Nothwendiger Verkauf. 


Das hierſelbſt in der Hintergaſſe No. 11 
des Hypothekenbuchs belegene, dem Particulier 
Ludwig Bartz und ſeiner mit ihm in Güter⸗ 
gemeinſchaft lebenden Ehefrau Henriette 
geb. Mittelſteiner zugehörige Grundſtück, 
welches die Servis⸗ Bezeichnung Vorſtädtſchen 
Graben No. 51 und Hintergaſſe No 14 führt, 
e — —— — — win . I 

ekenſchein einzuſehenden e au r. 
10 Sgr. 4 Pf. ſoll 


am 6. September er., 
Vormittags 113 Uhr, 
an ordentlicher dne reſubhaſtirt werden. 
Gläubiger, welche wegen einer aus dem 
Hypothekenbuche nicht erfihtlihen Realforderun 
dus den Fan efriedigung ſuchen, habe 
ich mit ihrem Anſpruche bei dem unterzeichneten 
erichte zu melden. 
anzig, den 27. Januar 1862. 

Königliches Stadt: und Kreis⸗Gericht. 
Erſte Abtheilung. 880. 


120 gute Hammel 
ſind in Saskoczin 
bei Prauſt zu verkaufen“ 


n 


Cart. Preis 12 ½ Sgr. 
In allen Buchhandlungen zu haben. 
Danzig. Verlag von A. W. Kafemann. 


Providentia. 
Frankfurter Verſicherungs⸗ 
Geſellſchaft. 
Actien⸗Capital: 
Zwanzig Millionen Gulden, 


wovon acht Millionen Gulden 


emittirt ſind. 
Die Geſellſchaft übernimmt Verſicherungen 


gegen Felersgefahr, jo vie Le⸗ 
bens⸗, Renten⸗, Ausſtat⸗ 
tungs⸗ Alterverſorgungs⸗ 


Verſicherungen; auch verſichert ſie gegen 


Erwerbsunfähigkeit Ver⸗ 
unglückung iever Art. Profvecte und 


Antrags⸗Formulare werden unentgeltlich ausge⸗ 
geben, ſo wie jede weitere Auskunft bereit⸗ 
willigſt ertheilt durch 
den Haupt⸗Agenten Herrn 

Buchhaͤndler Levin in Elbing, 


A. F. Gelß hier, Laſtadie 6, 
M 0 Heil. Geiſtgaſſe !, 
aſſe 14, 


Alexander Prina & Co., 
3239] Comptoir: Heil. Geiſtgaſſe 75, 
5150 Stück Fettham⸗ 
mel ſtehen zum Ver⸗ 
kauf beim Beſitzer Rohde 
in Adl. Liebenau p. Pelplin. 


Zeitungen — Placirung von Hausofficiauten als: Handlungsgehilfen, Landwirthe ꝛc., Waa⸗ 


ren⸗Verkäufe u. ſ. w. 


— 


Bekanntmachung. 

Der Bau eines neuen Pfarrgebäudes in 
Bohnſack ſoll. an den Mindeſ fordernden ver⸗ 
geben werden, und iſt dazu ein Termin auf 


Freitag, den 13. d. Mts., 

Nachmittags 3 Ubr, 

in dem Bureau des unkerzeichreten Amts, Pog⸗ 

genpfuhl No. 37, anberaumt, zu welch m Unter⸗ 

e e mit dem Bei erken eingeladen 

worden, daß der auf 4044 %. 6 9% 4 J abe 

ſchließende und von der Kön gl. Regierung rer 

vidirte Bau⸗Anſchlag jederzeit daſelbſt eingeſehen 
8 kann. 862 

Danzig, den 5. Juni 1862. 
Königl. ländliches Polizei-Amt. 
Niederſtetter, 
Polizeirath. [3937] 


| 2 


C. F. Schoenjahn. 
Feuerfeste und diebessichere Geld- 


schränke aus meiner Fabrik 
empfehle ich in allen Grössen zu den bekann- 
ten soliden Preisen. Zeugnisse hoher Behör- 
den etc. über die Güte und Preiswürdigkeit 
meiner Geldschrünke liegen bei mir zur ge- 
fülligen Einsicht. 3623 


Matten Mauſe, Wanzen (u ſyre rut) 
Ratten, uche, du Mots 
ten ꝛc., vertilge mit 2⸗jähriger Garantie; 
auch empfehle meine Uuiverſal⸗Tinctur 


egen Wanzen a Flaſche 10 Sgr. bis 1 
Thlr. wee e a Flafche 10 Sgr., 
Fliegenwaſſer- a 3 Sgr. 458 


Johannes Dreyling sen., 
Kais, Kgl. app. Kammerjäger, Tiſchlergaſſe 26, 


Comptoir: Holzmarkt 14. (Ecke der Schmiedegaſſe). Briefe franco. 


I und Prüfungen der 


ſowie Asphalt zum Ueberzuge der Dächer 


[3901] 


Die auf ca. 40,000 Thlr. veranſchlagte 
Herſtellung des weſtlichen Abſchluſſes des 
Baſſins des hieſigen Winterhafens ſoll im 
Termine a 

den 21. Juni c., Nachm. 4 Uhr, 

in unſerm Bureau, in welchem auch der An⸗ 
ſchlag, die Zeichnungen und Bedingungen ein⸗ 
geſehen werden können, zur Uebernahme aus⸗ 
geboten werden. Neue Bieter werden im Ter⸗ 
mine nach 6 92 Abends nicht mehr zuge⸗ 
u — Abſchriften des Anſchlags werden in 
unſerem Bureau gegen Einſendung der Schreib⸗ 
gebühren ertheilt. 

Memel, den 28. Mai 1862. [3803] 

Das Borfteher-Amt der Kaufmannihaft. 


Asphaltröhren 
zu Gas⸗ u. Waſſerleitungen 


in Dimenſionen von 13 bis 12 Zoll lichter Weite, 
welche ſich durch grobe Leichtigkeit, Stärke 
und Unoxydirbarkeit vor allen ſonſtigen Röhren 
aus anderem Material vargeſtellt, vortheilhaft 
auszeichnen, empfiehlt zu billigen Preiſen die 
Asphaltröhren-Fabrik von 
E. A. Lindenberg, 
übernimmt fie auf V [ 
au Ay: Hr fie auf Verlangen das Verlegen 
Proſpecte über die Verwendung, Beſchaffen⸗ 


Röhren auf Druck, 


üchtigkeit und Unzerbrechlichtelt werden gratis 
verabfolgt im 


13900 Comptoir Jopengaſſe No. 66. 


Feuerſichere 
asphaltirte Dachpappen 


beſter Qualität in Bahnen ſowohl als Bogen, 
* 
€ = 


via 


durch das öftere Tränken derſelben mit St 
kohlentheer vermieden wird, empfiehlt 


Dachpappenfabrik von 


E. A. Lindenberg 


und übernimmt auch auf Verlangen das Ein⸗ 
decken der Dächer mit dieſem Material unter 
Garantie. Näheres hierüber im 

(3900, Comptoir Jopengaſſe No. 664 


— — —— —y— 
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